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Die erſte Ausgabe unſeres Blattes iſt von der Polizei mit Beſchlag belegt 
worden wegen des Leitartikels, welcher unter dem Titel: „Ein Angriff auf die Un⸗ 
verletzlichkeit unſerer Abgeordneten“ den neueſten Plenar-Beſchluß des Ober⸗Tribunals 
beſprach. Wir halten es nicht für gerechtfertigt, ein Ereigniß von ſolcher Wichtigkeit 
für die verfaſſungsmäßige Entwicklung unſeres ſtaatlichen Lebens mit Stillſchweigen zu 
übergehen; da wir aber fürchten müſſen, in einem neuen Aufſatz über dies Thema 
wiederum die Grenze zu überſchreiten, welche die Behörden für dieſe Beſprechungen 
annehmen, ſo laſſen wir hier eine Erklärung folgen, welche der Geheime Juſtiz⸗ und 
Appellations⸗Gerichtsrath v. Ammon über dieſen Gegenftand in der Kölniſchen Zeitung 
veröffentlicht hat. Da Herr v. Ammon Mitglied der Kommiſſion war, welche den 
Verfaſſungs⸗Entwurf ausarbeitete, ſo muß feiner Erklärung über die Bedentung der 
einzelnen Paragraphen natürlich eine große Bedeutung beigelegt werden. 


Erklärung. 


Die Entſcheidung des königlichen Ober⸗Tribunals, 
welche die Redefreiheit der Landtags⸗Mitglieder inſofern 
beſchränkt, als ſie der Staatsanwaltſchaft und den Ge⸗ 
richten, wie es heißt, die Unterſcheidung vindizirt, ob ein 
Redner im Bewußtſein ſeiner Berufserfüllung geſprochen 
habe, oder ob er doloſer Weife aus dem Kreiſe bern: 
getreten, welcher ihm als Landtags⸗Mitglied gezogen fe, 
— macht es mir am Abende eines ſeit nahe fünfzig 
Jahren dem Dienſte der Gerechtigkeit gewidmeken Lebens 
zur Gewiſſenspflicht, Zeugniß gegen dieſe Unterſcheidung 
abzulegen aus zwei Perioden meines Lebens, worin es 


mir beſchieden war, unmittelbar zu der fraglichen Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung mitzuwirken. Ich glaube dadurch 
meinem Vaterlande einen Dienſt zu leiſten, wenn ich 
ein Scherflein dazu beitrage, daß eine irrige, den Prä⸗ 
cedenzfällen zuwider laufende und mit höͤchſt bedenklichen 
Folgen verknüpfte Jurisprudenz nicht feſtgehalten werde. 

Gegen Ende des Monats März 1848 wurde ich 
durch das Miniſterium Camphauſen aus meiner noch 
jetzt inne habenden Stellung nach Berlin entboten, um 
mit an der Geſetzgebung zu arbeiten. Es galt damals, 
mildes Oel auf die Wogen zu gießen, welche den Damm 
überfluthet hatten, der lange der Erfüllung gemachter 
Zuſagen und berechtigter Erwartungen entge gengeſtellt 


worden war. Als erſtes dringendes Bedürfniß in dieſer 
Beziehung ſtellte fid eine ehrliche Verfaſſung dar. Un⸗ 
bedingte Redefreiheit der Abgeordneten in den Kammern, 
unter deren alleiniger Disciplin, war eines der erſten 
Erforderniſſe diefer Verfafſung. Zu ihrer Vorbereitung 
und Bearbeitung wurde aus den verſchiedenen Miniſte⸗ 
rien eine Kommiſſion gebildet, welcher ich Seitens des 
damaligen Juſtizminiſters Dr. Bornemann als Mitglied 
beigegeben wurde. 

In dieſer Eigenſchaft habe ich mich weſentlich an 
der Vorberathung des Verfaſſungs⸗Entwurfs vom 20ſten 
Mai 1848 betheiligt und die Faſſung des § 57: 

„Die Mitglieder der Kammern können weder 
für ihre Abſtimmung in der Kammer, noch für 
ihre darin ausgeſprochenen Meinungen zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen werden“ 

rührt von mir her. 

An irgend welche Hintergedanken wurde damals nicht 
gedacht, und obwohl der Entwurf in der Minifter: Kon- 
erenz manche Aenderung erfuhr, ſo wurde doch der vor⸗ 
ſtehende Paragraph einfach und unverändert darin auf⸗ 
genommen. — Hätte man eine Unterſcheidung wie die 
oben erwähnte in Reſerve halten wollen, ſo würde ich 
wenigſtens meine Mitwirkung dazu, als eines ehrlichen 
Mannes unwürdig, rund verfagt haben. Den Ehrenmän⸗ 
nern aber, welche damals das Min terium bildeten, konnte 
ich einen ſolchen Vorbehalt nicht zutrauen. 
Generalſtaatsanwalt Grimm, damals mein Kollege im 
rheiniſchen Appellationsgerichtshofe, welcher jetzt ſo ſcharf⸗ 
ſinnig die obige Diſtinktion hervorgehoben hat und 
welcher damals mit mir zu gleichem Zwecke nach Berlin 


berufen war, wo er mit mir daffelbe Quartier bewohnte 


und wo wir uns täglich über unſere Arbeiten unterhiel⸗ 
ten, wenn gleich er mit dem Verſaſſungsentwurf fpeziell 
nicht beſchäftigt war, wird ſich vielleicht noch erinnern, 
daß man damals keine Hintergedanken hegte. 


So ging denn der Verfaſſungsentwurf in die Na⸗ | 
und dieſe faßte den Art. 79 ihres 


tional⸗Verſammlung, 
Verfaſſungsentwurfz mit einer Aenderung dahin: 
„Sie können für ihre Abſtimmungen oder für die 
in ihrer Eigenſchaft als Abgeordnete abgegebenen 
ſchriftlichen oder mündlichen Aeußerungen nicht zur 

Rechenſchaft gezogen werden.“ 

Die Verfaſſungs⸗Urkunde vom 5. Dezember 1848 
ſtellte die Faſſung des Entwurfes vom 20. Mai 1848 
wieder her. 

Bei der Berathung in der Erſten und Zweiten Kam⸗ 
mer über die Reviſion dieſer Verfaſſung wurde die Be⸗ 
ſtimmung übereinſtimmend gefaßt: 

Sie können für ihre Abſtimmungen in der Kam⸗ 
mer niemals, für ihre darin ausgeſprochenen Mei⸗ 
nungen nur innerhalb der Kammer auf dem Grunde 
der Geſchäftsordnung (Art. 78.) zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen werden. 


Zuerſt wurde dieſe Faſſung von der Zweiten Kam⸗ 
nach dem Vorſchlage ihrer Reviſions⸗Kommiſion ange⸗ 


Der Herr 


| 


nommen, — der Zentral⸗Ausſchuß der Erſten Kammer 
ſchloß ſich demnächſt derſelben an und die Erſte Kam⸗ 
mer genehmigte dieſelbe ohne Diskuſſion. 

Ich war damals Vorſitzender des Zentralausſchuſſes 
zur Reviſion der Verfaſſung und kann als ſolcher Zeug⸗ 
niß geben, daß weder in demſelben, obwohl er aus 
Männern ſehr verſchiedener politiſcher Färbung beſtand“), 
noch in dem Plenum der Erſten Kammer die geringfte 
Ausſtellung oder Deutelung gegen dieſe Faſſung gemacht 
wurde. Auch in der königlichen Botſchaft vom 7. Januar 
1850, worin mehrere Aenderungen der Verfaſſung ver⸗ 
langt wurden, war ron dieſem Artikel mit keinem Worte 
die Rede. So kam er denn in die Verfaſſung vom 
31. Januar 1850, ſo wurde er mit derſelben vom Könige 
und den Abgeordneten beſchworen, und ſo wurde er in 
voller Unbedingtheit 17 Jahre hindurch derſtanden und 
gehandhabt — bis man erſt in allerneueſter Zeit durch 
die beregten Diſtinktionen ihn abzuſchwächen ſuchte. 

Wo aber die Geſetzgebung mit allen ihren Faktoren 
klar und einfach geſprochen und keinerlei Vorbehalt noch 
Unterſcheidung gemacht hat, da kann auch kein Staats⸗ 
anwalt und kein Gericht durch Unterſcheidungen und 
Interpretationen die Unverletzlichkeit der Abgeordneten 
außerhalb der Kammer ſchwächen. 


Das iſt meine tiefe und innige Ueberzeugung, mit 


welcher ich ſtehe und falle. 


Köln, den 5. Februar 1866. 
Friedrich v. Ammon, 3 
Geheimer Juſtiz- und Appellations-Gerichtsrath. 


*) Er beſtand aus den Abgeordneten: v. Ammon (Borfigender), 
v. Alvensleben, Baumſtark (Berichterſtatter), Camphauſen, Dahl: 
mann, Heffter, v. Jordan, Graf v. Itzenpli, Kühne, Pätzke, 
Graf v. Pückler, Schmückert, v. Wittgenſtein, v. Witzleben. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat, ſeit unſerm 
letzten Wochenbericht, am 3. d. Mts. eine Plenarſitzung 
ehalten. In derſelben theilte der Preſident Grabow na 
Erledigung einiger geſchäftlichen Sachen folgenden, von dem 
Abg. Hoverbeck und 186 Mitgliedern des Hauſes einge 
brachten Antrag mit: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen zu erklären, 

„In Erwägung, daß die gerichtliche Verfolgung der Abg. 
Tweſten und Frentzel wegen Reden, die fie im Abgeordneten⸗ 
hauſe gehalten haben, von der Staatsanwaltſchaft beantragt, 
von den Gerichten erſter und zweiter Inſtanz zwar abgelehnt, 
von dem Strafſeuat des Oberkribunals aber zugelaſſen iſt, im 
Widerſpruche mit entgegenſtehenden Entſcheidungen dieſer Be⸗ 
hörde aus den Jahren 1853 und 1865. 

„In Erwägung, daß der Art. 84 der Verfaſſung anort- 
net: Sie (die Mitglieder beider Kammern) können für ihre 
Abſtimmungen in der Kammer niemals, für ihre darin aus. 
eſprochenen Meinungen nur innerhalb der Kammer auf 
Grund der Geſchäftsordnung (Art. 78) zur Rechenſchaft ge⸗ 
zogen werden. 

„In Erwägung, daß hierdurch zum Schutze der für die 


Wirksamkeit des Landtages unentbehrlichen Redefreiheit jeder 
Behörde außerhalb des Landtages Bas eine Befugniß, wegen 
Reden der Kandtagsmitglieder gegen dieſelben einzuſchreiten, 
unzweideutig 1 ift, daß folglich der Staatsanwalt ⸗ 
ſchaft und den Gerichten keine Ausdeutung, keine Cenſur des 
Inhalts der Reden der Volksvertretung zuſteht; 

„In Erwägung, daß jeder Angriff dieſer Art das Ver. 
faſſungsleben in feinen Wurzeln untergräbt; erklärt das Haus 
der Abgeordneten: BAR BER 

1) Der Antrag der Staatsanwaltſchaft auf gerichtliche Ber- 
’olgung der Abgg. Tweſten und Frentzel wegen ihrer 
Reden im Abgeordnetenhauſe, ſowie die Zulaffung dieſes 
Antrages von Seiten des Srafſenats des höchſten Ge⸗ 
richtshofes, enthalten eine Ueberſchreitung der amtlichen 
Befugniſſe der Staatsauwaltſchaft und der Gerichte und 
einen, den Art. 84 der Verfaſſung verletzenden Eingriff 
in die Rechte des Abgeordnetenhauſes. 

2) Das Haus der Abgeordneten erhebt zur Wahrung ſeiner 
Rechte und der Rechte des nach Art. 83 der Verfaſſung 
von ihm vertretenen ganzen Volkes Proteſt gegen dieſen 
Eingriff und gegen die Rechtegiltigkeit eines jeden Ver⸗ 
fahrens und jeder Verurtheilung, welche in Folge dieſes 
Antrages und ähnlicher Anträge der, Staatsanmaltſchaft 
gegen ſeine Mitglieder ergehen möchten. 

Der Antrag wurde nach einer kurzen Debatte, welche nur 

die formelle Behandlung des Gegenſtandes betraf, da ſich 

alle Redner im Prinzip damit einverſtanden erklärten, zur 

Schlußberathung geſtellt, und für dieſelben der Abg. v. For⸗ 

kenbeck zum Referenten, der Abg. Aßmann zum Korre⸗ 

ferenten ernannt. Die Verhandlungen des Hauſes werden 
am Freitag ftattfinden, und joll der Juſtizminiſter aufgefordert 
werden, in der betreffenden Sitzung zu erſcheinen. 

Es wird darauf ein Antrag vom Reich enſperger und 
Genoſſen auf Erlaß einer Adreſſe an den König ein⸗ 
gebracht. Dieſelbe ſoll ebenfalls durch Schlußberathung im 
Hauſe erledigt werden, und wird der Abg. Dr. Gneiſt zum Re⸗ 
ferenten und der Abg. Dr. Waldeck zum Korreferenten ernannt. 

Ein Antrag des Abg. Jung wegen des Erlaſſes des 
Kriegsminiſters in Betreff der Prüfung der moraliſchen 
Qualifikation der einjährigen Freiwilligen ſoll auf 
den Wunſch des Antragſtellers gleichfalls durch Schlußbe 
rathung erledigt werden. Zum Referenten wird der Abg. 
Stavenhagen, zum Korreferenten der Abg. Immer: 
mann ernannt. 

Die Abgg. Ham macher und Cornely haben einen An · 
trag eingebracht, den zwiſchen der Regierung und der 
Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft ab- 
geſchloſſenen Vertrag auf ſeine Verfaſſungsmäßigkeit zu 
prüfen. Derſelbe wird der Kommiſſion für die Köln⸗Min⸗ 
dener Angelegenheit überwieſen. 

Es bringt darauf der Kriegsminiſter einen Geſetzent⸗ 
wurf ein, betreffend einen außerordentlichen Geldbe⸗ 
darf für die Marine. Es wird durch denſelben ganz wie 
in der ähnlichen Vorlage des vorigen Jahres, die Bewilligung 

ur Aufnahme einer Anleihe von 10 Millionen 
balern gefordert. Zur Berathung des Entwurfes ſoll 
eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern gewählt werden. 


Der Finanzminiſter übergiebt darauf die Rechnungen 
über die Führung des Staatshaushaltes für 1859, 60, 61 
und 62 mit den Bemerkungen der Oberrechnungskammer. 


Die Rechnungen für 1863 werden vorgelegt werden, fobald die 


Bemerkungen der Oberrechnungskammer eingegangen ſein 
werden. Dieſelben werden der Budget⸗Kommiſſion überwieſen. 


Nachdem darauf der Finanzminiſter und der Juſtizminiſter 
noch ar Vorlagen, darunter den Geſetzentwurf wegen all- 
mäliger Ermäßigung des Zuſchlages der Gerichts. 
koſten, eingebracht haben, tritt das Haus in die eigentliche 
Tagesordnung ein. 

Der erſte 1 iſt eine Interpellation des 
Abg. Wachsmuth wegen des Erlaſſes dreier Verordnungen 
auf Grund des Artikels 63 der Verfaſſung, deren Vorlage 
ur nachträglichen Genehmigung noch nicht erfolgt iſt. 
Diefe Interpellation wird, nach der Mittheilung des 
Juſtizminiſters, der Kriegsminiſter in der nächſten 
Sitzung beantworten. Das gleiche wird in Bezug auf 
die Interpellation des Abg. v. Bonin wegen Erlaſſung 
eines Geſetzentwurfes über die Natural⸗Leiſtungen für 
die bewaffnete Macht u. f. w. erklärt. Es tritt das 
Haus darauf in die Debatte über den Antrag des Abg. 
Virchow in Betreff der Vereinigung Lauenburgs mit 
der Krone Preußen. Der Raum unſeres Blattes 
geſtattet uns nicht, dieſe Debatte ausführlich zu geben, zumal 
wir dieſen Gegenſtand ſchon wiederholt in unſerem Blatte 
beſprochen haben. Wir heben nur hervor, daß der Miniſter⸗ 
präfident beſtritt, daß der Landtag bei dieſer Angelegenheit 
gefragt werden 1 und daß er ſich dahin ausſprach, die 
Perſonalunion der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein mit Preu⸗ 
ßen würde, wenn ſie zu erreichen ſei, günſtiger für uns ſein, als 
die Erlangung der Februarforderungen. Das Reſultat der 
Debatte war die Annahme des Virchow'ſchen Antrages mit 
251 gegen 44 Stimmen. Gegen den Antrag haben, außer den 
Mitgliedern der konſervativen Partei geſtimmt: Miniſter v. Sel⸗ 
chow, Freiherr v. Gablenz, Graf Bethuſy, Faucher, 
Prince⸗Smith, Michaelis, Reichenſperger, Dfter- 
rath. 

Von den Kommiſfions⸗Berathungen iſt nur weniges mit. 
zutheilen. Die Berathungen der Kommiſſton wegen des Vertrages 
mit der Köln⸗Mindener Bahn beſprechen wir in einem beſon⸗ 
deren Artikel, es bleibt uns nur noch der Antrag mitzutheilen, 
welchen die Juſtizj⸗Kommiſſion in Bezug auf die Peti⸗ 
tion Claſſen⸗Kappelmann's, betr. das Kölner Abgeordne⸗ 
tenfeſt, beſchloſſen hat. Der Miniſter des Innern ließ bei 
den Verhandlungen in der Kommiſſion durch ſeinen Kommiſſar 
erklärer, er werde das Verfahren der Regierung, das zwar 
nicht allſeitigen Beifall gefunden, im Plenum rechtfer⸗ 
1 1 55 Auf den Antrag der Abgeordneten Immermann und 

achsmuth wurden darauf folgende Reſolutionen einſtimmig 
genehmigt: 

J) Die amtlichen Maßregeln, welche auf das Verbot und 
die Verhinderung des im Juli 1865 von einer Anzahl von 
Bewohnern der Rheinlande und Weſtphalens unternommenen 
Feſtes zu Ehren der Abgeordneten gerichtet waren, ſtehen im 
Widerſpruch mit Art. 29 der Verfaſſungeurkunde und dem 
dazu erlaſſenen Geſetz vom 11 März 1850, betreffend die 
Ausübung des Verſammlungs⸗ und Vereinigungsrechtes. 


2) Der Minifter des Innern hat feine Pflicht dadurch 
verletzt, daß er auf die Beſchwerde vom ꝛc. keinen Beſcheid 
erlaſſen hat. 

3) Der Miniſter des Innern war verpflichtet, die geſetz⸗ 
widrigen Maßregeln ſeiner untergeordneten Beamten ſofort 
zu verhindern. 

4) Der Oberprokurator iſt verpflichtet, auf Grund des 
§ 315 des Strafgeſetzbuches gegen den Reg.⸗Präfidenten von 
Möller und den Polizeipräſidenten Geiger in Cöln, ſowie 
gegen den Bürgermeiſter Eich zu Longerich und Schaurte 
zu Deutz wegen Mißbrauchs der Staatsgewalt die ſtraf 
rechtliche Verfolgung herbeizuführen. 


Nach der Aeußerung des Juſtizminiſters, daß der Kriegs⸗ 
miniſter die Wachsmuth ſche Interpellation beantworten werde, 
darf man annnehmen, daß Herr v. Roon jetzt die poli⸗ 
tiſche Führung des Kabinets übernommen habe. 

In Bezug auf die Anſicht des Miniſterpräſidenten, die 
Perſonal⸗Union ſei vortheilhafter als die Erfüllung der 
Februar⸗Forderungen, müſſen wir unſere Anſicht dahin aus⸗ 
ſprechen, daß dies, wenn die Herzogthümer dabei ihre geſon⸗ 
Br nn behalten ſollen, offenbar nicht der 

all iſt. 


Der Staat und die Aktionäre der Köln⸗Mindener 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


Wir haben in unſerem Blatte ſchon wiederholt den Ver⸗ 
trag beſprochen, welchen der Staat am 10. Auguſt des vorigen 
Jahres mit den Aktionären der Köln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft geſchloſſen hat. Wir haben ſtets unſere Anſicht 
dahin ausgeſprochen, daß das Verhältniß des Staates u 
dieſer Geſellſchaft, welches ee en Geſetze feſtgeſtellt 
worden iſt, auch nur durch Geſetze geändert werden könne, 
und daß deshalb jener neue Vertrag, um rechtsverbindlich zu 
ſein, der Zuſtimmung ſämmtlicher Faktoren der Geſetzgebung 
bedarf. Es iſt dies von Seiten der Regierung ſowohl als 
auch der Aktionäre nicht für nöthig erachtet worden, und man 
hat den Vertrag in Wirkſamkeit treten laſſen, ohne daß man 
92999 15 Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages nach⸗ 
geju at. 

Es 85 in Folge deſſen der Abg. Becker im Abgeord⸗ 
netenhauſe den Antrag geſtellt: „Das Sau der Abgeordneten 
wolle beſchließen: den zwiſchen der königlichen Staatsregierung 
und der Köln-Mindener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
unter dem 10. Auguſt 1865 geſchloſſenen und durch die 
Geſetzſammlung (1865, Nr. 44) veröffentlichten Vertrag, be⸗ 
treffend Aufhebung der dem Staate zuſtehenden Amortiſation 
der Köln⸗Mindener Eiſenbahnaktien nach feiner Verfaſ⸗ 
ſungsmäßigkeit zu prüfen.“ 

Dieſer Antrag iſt einer beſonderen Kommiſſion überwieſen 
worden, und dieſe hat nach mehreren Berathungen, bei wel⸗ 
chen Vertreter der Staatsregierung zugegen waren, welche je⸗ 
doch über die Verhandlungen, die dem Abſchluß jenes Ver⸗ 
trages vorangegangen ſind, keine Auskunft gegeben haben, 
auf den Vorſchlag des Referenten, Abg. Lasker, beſchloſſen, 
dem Abgeordnetenhauſe einen Antrag zur Annahme zu 
empfehlen, nach welchem des Haus 

„In Erwägung, 

daß die Regierung nicht befugt iſt, ohne Zuſtimmung 
des Landtages ſolches Staatsvermögen, welches als Ein⸗ 
nahmequelle dient, zu veräußern, zu belaſten oder ſonſt 
einer kontraktlichen Veränderung zu unterwerfen, 

daß Staatsverträge und Rechtsverhältniſſe des Staa- 
tes, welche auf Grund eines beſonderen Geſetzes zu Stande 
gekommen oder wirkſam gemacht waren, nur unter Mit⸗ 


wirkung aller Geſetzgebungsfaktoren abgeändert werden 


können, 
beſchließt, daß die Genehmigungs- und Beſtätigungs⸗Urkunde, 
betreffend den Vertrag mit der Köln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
geienihaft vom 10. Auguft 1865 und die auf Grund deſſel⸗ 
en beſchloſſenen Statutennachträge verfaſſungswidrig und da⸗ 
her rechtsungültig find, daß dieſer Vertrag und die im Jahre 
1865 erfolgte zweite Emifflon von 13 Millionen Stamm⸗ 
Aktien für den Staat unverbindlich ſind, und daß bis zu 


einer anderweiten geſetzlichen Regelung der Vertragsverhältniſſe 
die früheren Beſtimmungen ungeſchmälert beſtehen bleiben. 

Wenn dieſer Antrag, was wir nicht bezweifeln, vom 
Hauſe angenommen wird, ſo fragt es ſich, welchen Einfluß 
derſelbe auf die Aktien der Köln⸗Mindener Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft ausüben wird. a 
Da hört man denn vielfach die Anſicht ausſprechen, daß 
die Annahme des Antrages ein Schlag ins Blaue ſei: es 
würde kein Aktionär dadurch feinen Beſitz gefährdet jehen, 
und es würde dieſer Beſitz auch in Wahrheit nicht gefährdet 
fein. Ja ſelbſt wenn einft ein Miniſterium in Preußen fein 
würde, welches ſehr geneigt ſei, den Beſchluß auszuführen, ſo 
ſei eine ſolche Ausführung nicht möglich, die Aktien würden 
alsdann ſo und ſo oft ihren Beſitzer gewechſelt haben, und 
man könne die zufälligen Beſitzer nicht mehr verantwortlich 
machen für etwas, das ihre Vorgänger gethan haben und 
was ſie ſelbſt nicht hätten verhindern können. Wir glauben, 
daß ein ſolcher Schluß falſch iſt, und daß wir mit dieſer An⸗ 
ſicht nicht allein ſtehen, ſondern daß fie von vielen Beſitzern 
dieſer Aktien getheilt wird, das beweiſt der Umſtand, daß die 
Köln⸗Mindener Eiſenbahn⸗Aktien jeit dem Tage, an welchem 
der Abg. Becker ſeinen Antrag ſtellte, erheblich im Preiſe ge⸗ 
ſunken Kinn, 3 

Es läßt ſich aber auch ſehr leicht nachweiſen, daß die 
Vorausſetzung von der Unmöglichkeit, jenen Beſchluß einſt in 
Wirkſamkeit treten zu laſſen, vollſtändig in der Luft ichwebt. 

Von dem Tage an, wo der Abſchluß jenes Vertrages be⸗ 
kannt wurde, bat die öffentliche Stimme fi laut und ver⸗ 
nehmlich darüber ausgeſprochen, daß derſelbe zu feiner Gül⸗ 
tigkeit der b e des Landtages bedürfe, und es hat 
wahrlich nicht an Ermahnungen an die Aktionäre gefehlt, 
auf der Generalverſammlung, die über die Annahme oder 
Ablehnung des Vertrages beſchließen ſollte, gleichzeitig Ihre 
und des Laudes Rechte wahrzunehmen. Dieſe Ermahnungen 
find ungehört verhallt, die Aktionäre haben den Vertrag un ⸗ 
bedingt angenommen, und ſie haben es ſich daher ſelbſt zu⸗ 
zuſchreiben, wenn fie ſich einen unſicheren Befitz sefdhaffen 
haben, der ihnen eines Tages wieder entzogen werden kann. 
In demſelben Falle befinden ſich alle diejenigen, welche die 
neuen Aktien kaufen, die auf Grund jenes Vertrages aus⸗ 
gegeben worden find. Sie mußten wiſſen, welche Unſicherheit 
jenen Aktien innewohnt, und wenn ſie dieſelben trotzdem ge⸗ 
kauft haben und noch kaufen, ſo haben ſie ein Spekulations⸗ 
geſchäft gemacht, deſſen Gefahren ſie tragen müſſen. Wann 
dieſe Gefahr an ſie herantreten wird, das iſt eine Frage, die 
ſich heut nicht entſcheiden läßt, aber die Zeit wird kommen, 
wo das Recht der Volksvertretung in Bezug auf dieſen Ver⸗ 
trag zur vollen Geltung kommen wird, und die Befitzer jener 
Aktien werden alsdann vergeblich nach einem Grund ſuchen, 
welcher die Staatsgewalt beſtimmen könnte, dieſes Recht nicht 
auszuüben. 


Berichtigung. 

In dem Artikel: der Militair⸗Etat, welcher in Nr. 4 
dieſes Blattes enthalten iſt, befindet ſich ein Rechenfehler, 
welchen zu berichtigen wir für nothwendig halten. Die 
Summe des in den 18 Jahren von 1849—66 für das 
Militair ausgegebenen Geldes beträgt nämlich nicht, wie dort 
angegeben, 601,607,942 Thlr., ſondern 701,489,995 Thlr., 
wodurch natürlich auch die Durchſchnittsſumme um mehr 
als fünf Millionen erhöht, und ſind demgemäß alle auf 
dieſen Durchſchnitt bezuͤglichen Zahlen zu ändern. 
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